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6. Wahlperiode 

Sachgebiet 78 

Der Bundesminister Bonn, den 20. Oktober 1970 

für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

IVA 1-4100 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Maßnahmen der Bundesregierung in der Einkommens-, 
der Struktur- und der Sozialpolitik für die deutsche 
Landwirtschaft 

Bezug: Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
- Drucksache VI/1 187 - 


Die vorgenannte Große Anfrage der Fraktionen der SPD, FDP 
zu Maßnahmen der Bundesregierung in der Einkommens-, der 
Struktur- und der Sozialpolitik für die deutsche Landwirtschaft 
beantworte ich namens der Bundesregierung wie folgt: 


1. Wie ist zur Zeit die wirtschaftliche Lage der deutschen Land- 
wirtschaft, insbesondere unter Berücksichtigung der Preis- und 
Kostenentwicklung? 

Die Preis-Kosten-Entwicklung verlief für die Landwirtschaft im 
abgelaufenen Wirtschaftsjahr 1969/70 trotz der Auswirkungen 
der DM-Aufwertung relativ günstig. Die Erzeugerpreise stie- 
gen - gemessen am Index der Erzeugerpreise landwirtschaft- 
licher Produkte ohne Mehrwertsteuer - um 3,6 ®/o an; die Be- 
triebsmittelpreise lagen um 3,3 ^/o höher. Zieht man in Betracht, 
daß dabei noch nicht die Maßnahmen berücksichtigt sind, die 
die Bundesregierung zum Ausgleich der Einkommensverluste 
aufgrund der DM-Aufwertung durchgesetzt hat, so ist die Preis- 
entwicklung für die Landwirtschaft nicht ungünstig verlaufen. 
Entsprechend dieser Preisentwicklung und einer weiteren Lei- 
stungssteigerung durch technischen Fortschritt und Rationali- 
sierungseffekte ist nach vorläufigen Berechnungen für 1969/70 
mit einem weiteren Anstieg des Einkommens zu rechnen. 


2. Welche Auswirkungen haben die DM-Aufwertung und der an 
die Landwirtschaft geleistete Ausgleich gehabt? 

Die Bundesregierung hat mit der Regelung des Aufwertungs- 
ausgleichs sichergestellt, daß die deutsche Landwirtschaft aus 
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dem Zusammenhang zwischen der Europäischen Rechnungsein- 
heit und nationalen Agrarpreisen aufgrund der Aufwertung der 
DM keinen Schaden nimmt. 

Eine zuverlässige Aussage über den tatsächlichen Einfluß der 
Aufwertung und insbesondere des Aufwertungsausgleichs auf 
die landwirtschaftlichen Einkommen ist zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt noch nicht möglich. Er wird jedoch Gegenstand eines 
besonderen Berichts sein, den die Bundesregierung jährlich, 
zuerst im Frühjahr 1971, aufgrund der Verordnung 2464/69 des 
Rates vorlegen wird. 

Unter diesem Vorbehalt läßt sich feststellen, daß die landwirt- 
schaftlichen Absatzpreise - gemessen am Index des jeweiligen 
Vergleichsmonats - bisher zum Teil in geringerem Umfang 
gesunken sind als in der auf längerfristige Entwicklungen ab- 
stellenden Prognose vorausgesagt. Zwar ist auf der anderen Seite 
ein Anstieg des Gesamtindex für Betriebsmittel festzustellen. 
Dieser Anstieg ist jedoch konjunkturbedingt und wäre ohne 
Aufwertung vermutlich noch stärker gewesen. 

Insgesamt ist eine Aussage bisher nur in der Richtung möglich, 
daß die sichtbaren Einkommenswirkungen der Aufwertung auf 
die Landwirtschaft durch den Aufwertungsausgleich abgefan- 
gen werden und damit die Zusage der Regierungserklärung 
voll eingehalten ist. 


3. Wie ist zur Zeit die Marktlage bei den wichtigsten landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen, insbesondere bei den Überschuß- 
produkten, und wie wird die zukünftige Entwicklung beurteilt? 

Bei den Überschußprodukten muß zwischen Lagerbeständen 
und strukturellen Überschüssen unterschieden werden. Die Be- 
stände von Butter, Magermilchpulver, Getreide und Zucker sind 
gegenwärtig in der Bundesrepublik Deutschland weitgehend 
abgebaut. Zur Zeit betragen die Butterbestände in der Gemein- 
schaft 213 000 t, die von Magermilchpulver 104 000 t und die 
von Zucker 94 000 t. Bei Getreide bestehen keine Lagerbe- 
stände. 

Die positive Entwicklung beruht zu einem Teil auf einer ge- 
ringeren Ernte sowohl in Drittländern als auch in der Gemein- 
schaft und zum anderen Teil auf den von der Gemeinschaft 
erlassenen Maßnahmen zur Steigerung des Absatzes (z. B. 
Exporterstattungen, Denaturierungsprämien, Butterschmalz- 
aktionen, Nahrungsmittelhilfe). Die Gemeinschaft hat hierfür 
erhebliche Mittel aufgewendet. Allein der Beitrag der Bundes- 
republik belief sich auf 1,52 Mrd. DM. 

Selbst unter Berücksichtigung der bisherigen Entwicklung muß 
mit strukturellen Überschüssen in einer Größenordnung von 
jährlich etwa 5 Mill. t bei Milch, 4 bis 6 Mill. t bei Weich- 
weizen, 1 bis 1,5 Mill. t bei Gerste und 1 Mill. t bei Zucker in 
der Gemeinschaft gerechnet werden. 
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4. Wird die Bundesregierung bei den anstehenden Beratungen im 
EWG-Ministerrat auch weiterhin an ihrer Haltung festhalten, 
nach der sie - wie bisher - keinen Preissenkungen zustimmt? 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Regierungserklärung 
betont, daß bei der notwendigen Strukturverbesserung der 
Landwirtschaft vermieden werden muß, eine Politik des Preis- 
drucks zu betreiben. Diese Aussage gilt unverändert, so daß 
die Frage uneingeschränkt bejaht wird. 


5. Wird die Bundesregierung darüber hinaus für eine Verbesse- 
rung der Erzeugerpreise bei solchen Produkten eintreten, bei 
denen die Marktlage dies zuläßt oder sogar erfordert? Sieht 
die Bundesregierung Möglichkeiten, durch geeignete Maßnah- 
men ein weiteres Absinken des Anteils der landwirtschaft- 
lichen Erzeugerpreise an den Verbraucherpreisen zu verhindern? 

Entsprechend dem Auftrag der Staats- und Regierungschefs 
anläßlich der Haager Gipfelkonferenz sind die Agrarminister 
gehalten, sich intensiv mit dem Problem der Agrarüberschüsse 
zu befassen. 

Der Ministerrat wird ferner um die Jahreswende 1970/71 die 
Preis Vorschläge der Kommission für das Wirtschaftsjahr 1971/ 
72 beraten. 

An der grundsätzlichen Auffassung der Bundesregierung zur 
Agrarpreispolitik hat sich nichts geändert. 

Bei wachsendem Wohlstand führen die Konsumgewohnheiten 
zu einer steigenden Nachfrage nach Verarbeitungs- und Dienst- 
leistungen bei Nahrungsmitteln. Dieser für alle Industriestaaten 
typische Prozeß ist nicht aufzuhalten. Aus diesem Grund sinkt 
der Anteil der Erzeugerpreise am Endverbraucherpreis bei 
Nahrungsmitteln. 

Die Landwirtschaft hat allerdings die Möglichkeit, durch die 
Erzeugung qualitativ hochwertiger Produkte und durch die 
Bereitstellung von Verarbeitungs- und Dienstleistungen ihren 
Anteil am Endverbraucherpreis für Nahrungsmittel zu erhöhen. 
Solche Bemühungen werden durch die intensive Förderung der 
horizontalen und vertikalen Verbundwirtschaft, z. B. der Koope- 
ration, im Rahmen des Marktstrukturgesetzes und des Absatz- 
fondsgesetzes durch die Bundesregierung tatkräftig unterstützt. 


6. Aus welchen Gründen hielt es die Bundesregierung für erforder- 
lich, durch das einzelbetriebliche Förderungs- und soziale Er- 
gänzungsprogramm gegenüber der bisherigen Förderungspolitik 
eine wesentliche Verbesserung in den Bereichen der Agrar- 
struktur- und der Agrarsozialpolitik zu erreichen? 

Das einzelbetriebliche Förderungs- und soziale Ergänzungspro- 
gramm für die Land- und Forstwirtschaft stellt eine deutliche 
Verbesserung gegenüber den bisher geltenden Regelungen dar. 

Das Programm, das am 1. Januar 1971 in Kraft treten soll, faßt 
alle einzelbetrieblichen Förderungsmaßnahmen zu einem ge- 
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schlossenen Konzept zusammen, wodurch die bisherige Zer- 
splitterung dieser Maßnahmen und die damit verbundene 
Unübersichtlichkeit beseitigt werden. Die Maßnahmen sollen 
nach einheitlichen Grundsätzen durchgeführt werden und durch 
soziale Hilfen eine wesentliche Ergänzung finden. Durch einen 
gezielten Einsatz der Mittel und durch eine schlagkräftige 
Durchführung sollen die einzelnen Maßnahmen zur höchsten 
Effizienz führen. Neben diesem wesentlichen Vorteil, der in 
dem geschlossenen Konzept besteht, ist eine Reihe von 
materiellen Vergünstigungen hervorzuheben: 

— Das mit Hilfe der Zinsverbilligung zu fördernde Investitions- 
volumen beträgt 85 Vo gegenüber 60®/o bis zum 31. Dezem- 
ber 1969 bzw. GßVsVo seit Beginn dieses Jahres. Selbst 
wenn man noch die alte Investitionsbeihilfe berücksichtigt, 
ergibt sich künftig eine beträchtliche Erhöhung des förde- 
rungsfähigen Investitionsvolumens. 

— Bei der Aussiedlung und Teilaussiedlung sind die Beihilfen 
für die Erschließungskosten, die Altstellengarantie und die 
öffentlichen Darlehen erhöht worden. 

— Bei den baulichen Maßnahmen in Altgehöften ist durch die 
Erhöhung der öffentlichen Darlehen eine wesentliche Ver- 
besserung in der Finanzierung eingetreten. 

— Den Grünlandbetrieben werden darüber hinaus bei der Auf- 
stockung von Rindvieh- und Schafbeständen zusätzliche Er- 
leichterungen gewährt. 

— Eine zusätzliche Förderung des landwirtschaftlichen Woh- 
nungsbaus ist vorgesehen. 

Als etwas Neues in der agrarpolitischen Förderung sollen 
neben diese materiellen Verbesserungen der einzelbetrieb- 
lichen Investitionsförderung die Überbrückungshilfen treten, 
um einen nahtlosen Übergang zu den sozialpolitischen Maß- 
nahmen zu schaffen. 

Im sozialen Bereich werden allen landwirtschaftlichen ünter- 
nehmern, die nicht an investiven Maßnahmen teilnehmen kön- 
nen, umfangreiche Hilfen angeboten: 

— Die Landabgaberente soll wesentlich verbessert und einem 
größeren Personenkreis zugänglich gemacht werden. 

— Landwirten, die eine Arbeitnehmertätigkeit aufgenommen 
haben und die Landbewirtschaftung aufgeben, soll die Mög- 
lichkeit eröffnet werden, Beiträge zur gesetzlichen Renten- 
versicherung nachzuentrichten, um die spätere Altersver- 
sorgung zu sichern. Das Recht zur Nachversicherung soll 
auch mithelfenden Familienangehörigen eingeräumt wer- 
den, die eine Arbeitnehmertätigkeit außerhalb der Land- 
wirtschaft aufgenommen haben. 

— Landwirten, die eine neue selbständige Existenz aufbauen 
wollen, soll bei strukturverbessernder Abgabe eine Start- 
hilfe gewährt werden. 
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7. Welche Maßnahmen im Bereich der landwirtschaftlichen Sozial- 
politik hat die Bundesregierung bereits eingeleitet? Welche 
weiteren Maßnahmen sind im Bereich der kombinierten 
Struktur- und Sozialpolitik sowie für die Krankenversicherung 
geplant? 

Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Entwurf eines 
Fünften Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes 
über eine Altershilfe für Landwirte (GAL) zugeleitet (s. Druck- 
sache VI/945). Der Entwurf sieht eine Erhöhung der Landab- 
gaberente von monatlich 275 DM auf 350 DM für Verheiratete 
und von monatlich 180 DM auf 230 DM für Unverheiratete 
sowie die Erweiterung des begünstigten Betriebsgrößenberei- 
ches auf die vierfache Mindesthöhe vor. Zu diesem Bereich 
gehören 54% aller Alterskassenlandwirte. Das Gesetz soll am 
1. Januar 1971 in Kraft treten. 

Die Bundesregierung unterstützt die Initiative der Koalitions- 
fraktionen, im Rahmen des 5. Änderungsgesetzes zum GAL die 
Nachentrichtung zur gesetzlichen Rentenversicherung zu regeln. 
Mit Inkrafttreten dieser Vorschriften ist ebenfalls zum 1. Ja- 
nuar 1971 zu rechnen. 

Hinsichtlich der weiteren Maßnahmen im Bereich der Struktur- 
und Sozialpolitik wird auf die Beantwortung zu Frage 6 hin- 
gewiesen. 

Zur Krankenversicherung der Landwirte wird die Bundesregie- 
rung in Kürze einen Gesetzentwurf vorlegen. Der Krankenver- 
sicherungsschutz soll sich auf landwirtschaftliche Unternehmer, 
ihre Familien und Altenteiler erstrecken. Eine Übernahme der 
Kosten für die Krankenversicherung des zuletzt genannten 
Personenkreises auf den Bund ist beabsichtigt. Die Bundes- 
regierung hofft, daß das Gesetz über eine Krankenversicherung 
der Landwirte am 1. Januar 1972 in Kraft treten kann. 


In Vertretung 

Dr, Griesau 
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